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Rechtsmittel gegen Obhutsentzug und fürsorgerische Freiheitsentziehung von Minderjährigen
Sachverhalt

Hinsichtlich Obhutsentzug stellte sich für mich die Frage nach der Rechtsmittelinstanz, wenn in Zusammenhang mit einem Obhutsentzug eine Platzierung in ein Heim/eine Anstalt erfolgt: 
a. … wenn die VB den Obhutsentzug und die Platzierung  eines Kindes beschliesst. Für den Obhutsentzug sei der Bezirksrat und für die Platzierung das Bezirksgericht zuständig? Was prüft denn das Gericht noch, wenn der Bezirksrat materiell den Obhutsentzug geprüft hat? Etwas ob die Anstalt geeignet ist? 
b. … wenn die VB nur Obhutsentzug beschliesst. Dann ist nur der Bezirksrat Rechtsmittelinstanz? 
c. … wenn die VB gegen den Willen der Eltern die Platzierung in eine Pflegefamilie beschliesst. Handelt es sich hier nur um einen Obhutsentzug und nicht auch noch eine Platzierung ? 

Und gilt nicht jedes Kinderheim als eine stationäre Einrichtung, so dass stets die FFE-Verfahrensregeln zu beachten sind. 
Erwägungen

1. Gemäss Art. 310 ZGB hat die Vormundschaftsbehörde das Kind den Eltern wegzunehmen und es in angemessener Weise unterzubringen, wenn dessen Gefährdung nicht anders begegnet werden kann. 

Die Unterbringung eines Minderjährigen in einer Anstalt unterliegt den Bestimmungen über die fürsorgerische Freiheitsentziehung (Art. 314a ZGB). 


2. Nach dem Zürcher EG ZGB ist der Gemeinderat , eine Kommission oder besondere Amtsstellen zuständig für die Obliegenheiten der Vormundschaftsbehörde (§ 34 Ziff. 8, § 73, 74), wobei einzelne Aufgaben dem Bezirksrat vorbehalten bleiben (§ 40 und 40a). Darunter fallen im Kindesschutz der Entzug der elterlichen Sorge nach Art. 311 ZGB, nicht aber der Entzug der Obhut (§ 70).

3. Die fürsorgerische Freiheitsentziehung obliegt im Kanton Zürich der Vormundschaftsbehörde (§ 117a EG ZGB  ZH). Innert 10 Tagen kann die betroffene Person beim Bezirksgericht gerichtliche Beurteilung verlangen (§ 117i EG ZGB ZH). Dieses Recht steht entgegen Art. 314a Abs. 2 ZGB aufgrund der neueren bundesgerichtlichen Rechtsprechung auch dem urteilsfähigen Kind zu (BGE 5P.41/2006 vom 17. Februar 2006; BGE 6P.121/2003 vom 9. Oktober 2003; a.M. BSK ZGB I-Geiser N 10 zu Art. 314/314a).

4. Ob eine Unterbringung eines Minderjährigen eine fürsorgerische Freiheitsentziehung darstelle, ist danach zu beurteilen, ob die Einrichtung, in die das Kind platziert worden ist, eine nicht familiäre Struktur aufweist, einer strengeren Aufsicht untersteht und die Kontakte zu Dritten stärker eingeschränkt werden als jene von Altersgenossen (Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid N 12 zu Art. 310 ZGB). Der Anstaltsbegriff ist relativ weit auszulegen (BGE 121 III 308).


5. Während die Obhutsentziehung vorerst auf dem Weg der Verwaltungsrechtspflege und damit beim Bezirksrat anzufechten ist, obliegt die gerichtliche Beurteilung als Thema der Zivilrechtspflege dem Bezirksgericht (Art. 397d ZGB; § 117i EG ZGB ZH). Das hätte im Falle einer Obhutsentziehung, verbunden mit einer Platzierung in einer Anstalt im Sinne von Art. 314a ZGB, zur Konsequenz, dass zwei getrennte Verfahren und zwei getrennte Instanzen über die selbe Streitsache zu befinden hätten (sogenannte Gabelung des Rechtsweges) mit dem Risiko eines nicht kohärenten rechtsstaatlichen Ergebnisses, nämlich mindestens dann, wenn die Obhutsentziehung vom Bezirksrat als ungerechtfertigt, die fürsorgerische Unterbringung dagegen vom Bezirksgericht als angemessen beurteilt würde. Breitschmid (BSK ZGB I N 19 zu Art. 310 ZGB) geht zwar davon aus, es seien beide Rechtsmittel, nämlich die Vormundschaftsbeschwerde gegen die Obhutsentziehung und die gerichtliche Anfechtung gegen die fürsorgerische Unterbringung zu ergreifen. Ich halte diese Auffassung für nicht sachgerecht und auch nicht realisierbar. Naheliegend scheint mir die ständige Rechtsprechung der bernischen kantonalen Rekurskommission, wonach im Falle einer gerichtlichen Überprüfung auch die Obhutsentziehung zu überprüfen sei (so auch Lustenberger, Die fürsorgerische Freiheitsentziehung bei Unmündigen unter elterlicher Gewalt, S. 154). 

6. Damit sind Ihre Fragen wie folgt zu beantworten:

a. … wenn die VB den Obhutsentzug und die Platzierung  eines Kindes beschliesst. 
Wenn die Beschwerdeführer sowohl die Obhutsentziehung wie die FFE anfechten, überprüft allein das Bezirksgericht beide Fragen. Ist die Obhutsentziehung unbestritten, wird aber die FFE (als nicht geeigneter Ort) angefochten, so entscheidet ebenfalls das Bezirksgericht. Eine Anfechtung der Obhutsentziehung ohne Anfechtung der FFE ist nicht denkbar, womit die Zuständigkeit des Bezirksrates in allen solchen Fällen von kombinierter Massnahme entfällt und jene des Bezirksgerichts immer gegeben ist.

b. … wenn die VB nur Obhutsentzug beschliesst. 
Es besteht keine rechtliche Möglichkeit, nur eine Obhutsentziehung zu verfügen, ohne das Kind nicht auch an geeignetem Ort zu platzieren. Denn mit der Obhutsentziehung geht die Obhut an die Vormundschaftsbehörde über, welche selbst, unverzüglich und unmittelbar zu entscheiden hat, wohin das Kind nach der Obhutsentziehung zu platzieren sei (BGE 128 III 9; M. Stettler in ZVW 2002 S. 236).

c. … wenn die VB gegen den Willen der Eltern die Platzierung in eine Pflegefamilie beschliesst. Handelt es sich hier nur um einen Obhutsentzug und nicht auch noch eine Platzierung ? 
Es handelt sich um beides. Eine Platzierung durch die Vormundschaftsbehörde ist nicht möglich ohne Obhutsentziehung (Art. 310 ZGB).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Oktober 2006
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